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Tagesspiegel
Das englische Kabinett nimmt am Donnerstag die

deutsche Antwortnote in Beratung.
Zn Griechenland werden im August große Heeresmanö¬

ver abgehalten , zu denen Vertreter der Großmächte geladen
werden.

Die deutsche Antwortnote
Berk « . 22. Juli.

Me Antwortnote der Resthsregierwng ans das Schreiben
Briands vom 16. Juni wurde gestern veröffentlicht. Sie
lautet:

Die deutsche Regierung hat die Antwort auf die deutsche
Denkschrift vom 9. Februar einer eingehenden Prüfung unter¬
zogen. Ne vernimmt aus der Antwort mit Genugtuung , daß
ist« französische Regierung und ihre Verbündeten grundfätz-
tzch bereit sind, eine Befestigung des Friedens gemeinsam
«nt der deutschen Regierung auf dem Weg der Verständi¬
gung herbeizuführen und hierüber in einen gegenseitigen
Meinungsaustausch einzutreten . Die verbündeten Regie¬
rungen wünschen indes vor der Einleitung sachlicher Ver¬
handlungen eine weitere Klärung der in der deuHchen Denk¬
schrift berührten Fragen und machen ihrerseits eine Reihe
bestimmter Vorschläge, M denen fie die Stellungnahme der
deutschen Regierung erbitten.

Diese Vorschläge sind zwar auf den Anregungen der
deutschen Denkschrift ausgebaut , geben diesen Anregungen
aber in wichtigen Punkten eine andere Richtung und fügen
M ihnen auch noch neue Verkragskonstruktionen hinzu.

1. Die verbündeten Regierungen betonen in der Note
vom 16. Juni , daß die Regelung der Sicherheitsfrage keine
Aenderung der Friedensverkräge mit sich bringen dürste.
Die deutsche Regierung vermag aus den Ausführungen der
Note über diesen Punkt nicht ohne weiteres zu erkennen,
welche Absicht die verbündeten Regierungen damit verfol¬
gen. Der Abschluß eines Sichsrheitspaktes , wie er in den
deutschen Anregungen entworfen ist, bedeutet keine Aende-
rrmg der bestehenden Verträge . Die deutsche Regierung be¬
trachtetes als selbstverständlich daß nicht etwa für alle Zu¬
kunft die MöÄichMt ausgeschlossen werden soll, bestehende
.Verträge aus dem Weg friedlichen Aebereiqsommens zWDe-
gebener Zeit veränderten Verhältnissen anzupaffen. Sie darf
daraus Hinweisen, daß auch die Satzung des Völkerbunds
derartigen Notwendigkeiten Rechnung trägt . Wenn die ver¬
bündeten Regierungen z. B . Hervorbeben, daß der Sicher-
heitspakt die geltenden vertraglichen Bestimmungen über die
militärische Besetzung deutscher Gebiete nicht berühren dürste,
so ist es richtig, daß die deutsche Denkschrift den Abschluß des
Paktes nicht von einer Aenderung dieser Bestimmungen ab¬
hängig gemacht hat. Sollten die verbündeten Regierungen
beabsichtigen, jene Bestimmungen als für die Zukunft schlecht¬
hin maßgebed hinzustellen, so möchte die deutsche Regierung
demgegenüberdarauf hingewiesen , daß das Zustandekommen
eines Sicherheitspaktes eine so bedeutende Neuerung dar¬
ben würde, daß sie nicht ohne Rückwirkung auf die Ver¬
hältnisse in den besetzten Gebieten und überhaupt die Frage
der Besetzung bleiben dürfte.

2. In dem System , das die verb. Regierungen in der
Rote vom 16. Juni für den Sicherheitspakt entwerfen , wird
mre hervorragende Rolle den Schiedsverträgen zugewissen,
die Deutschland mit den ihm benachbarten Unterzeichnungs¬
staaten des Versailler Vertrags abzuschließen hätte. Die Ge¬
staltung der Schiedsverträge in diesem System gibt jedoch zu
erheblichen Zweifeln Anlaß , die noch der Aufklärung bedür¬
fen. Die deutsche Regierung hat Schiedsverträge beabsichtigt,
die in den letzten Jahren sowohl von Deutschland, als auch
m>n einer Reihe anderer Mächte abgeschlossen worden sind,
«ertrüge dieser Art , die in Analogie zu den entsprechenden
Stimmungen der Völkerbundssatzung aufgebaut sind, er¬
schöpfen nach Ansicht der deutschen Regierung die unter den
gegenwärtigen Verhältnissen gegebenen Möglichkeiten, eine
Webliche Regelung von Streitfällen mit Aussicht auf prak-
Mchen Erfolg herbeizusühren. Bei den Vorschlägen der Ver¬
bündeten scheint ein anderes System gemeint zu sein. Was
«bei vor allem in die Augen fällt , sind die von den verb.
Regierungen vorgesehenen Ausnahmefälle , in denen ein ge-
Alltsomes Vorgehen der Staaken gegeneinander zulässig sein
M . Die deutsche Regierung kann in dieser Hinsicht die Aus-
Mrungen der Note vom 16. Juni , wie auch den veröffent¬
lichten Schriftwechsel zwischen der französischen und der kö¬
niglich großbritannifchen Regierung nur dahin verstehen, daß
m den einzelnen Fällen nach der Ansicht der verb. Regie¬
rungen das gewaltsame Vorgehen ohne irgend ein vorher-
Mhendes objekives Verfahren — sei es ein Schiedsverfahren
"der ein anderes internationales Verfahren — erfolgen kann.
Wenn das zutrifst, so würde sich daraus ergeben, daß die
verb. Regierungen z. B . die Entscheidung über die Zulässig¬
keit oder Unzulässigkeit von Zwangsmaßregeln wegen der
Entschädigungsverpflichtungen nicht einem sachlichen Ver¬
fahren, sondern ihrem einseitigen Ermessen Vorbehalten
wollen. Es würde sich ferner ergeben, daß die deutsche Re¬
gierung den verb- Regierungen ein vertragliches Recht ein-
Zuräumen hätte, ohne vorhergehendes objektives Verfahren
Segen Deutschland militärisch einzugreisen, wenn sie der An¬
sicht sind, daß ein Vorstoß gegen die Bestimmungen über die
Demilitarisierung des Rheinlands vorliege . Ebenso bedenk¬
sich wären die Folgen , zu denen die in der französischen Note
vorgefchlagene Konstruktion der Garantie für die abzuschlie-
Anüen Schiedsverträge führen könnte. Das Eingreifen des
Garanten würde zwar von bestimmten Voraussetzungen ab¬
hängig sein, der Garant hätte aber das Recht, nach stetem-
v« d einseitigem Ermessen darüber zu entscheiden, ob diese
Voraussetzungen im gegebenen Fall zutresfen. Das würde
«deuten , daß der Garant zu bestimmen hätte, wer bei einem
Streitfall zwischen Heu beiden Kontrahenten des Friedens¬

vertrags Äs Angreifer zu gelten hak. und zwar würde er
diese Befugnis selbst dann haben, wenn er gegenüber dem
einen Kontrahenten durch ein Londerbündnis verpflichtet ist.

Es liegt aus der Hand, daß das Garantiefristen, durch
derartige Bestimmungen einseitig zu Ungunsten Deutschlands
durchbrochen werden würde.

Die deutsche Regierung möchte sich der Hoffnung hin¬
geben, daß ihre Besorgnisse in diesen Punkten von den verb.
Regierungen beseitigt werden können. Sie glaubt , das um¬
somehr erwarten zu dürfen, als sich das Garantiesystem sonst
mit dem Geist der Völkerbundssahung nicht in Einklang
bringen lasten würde . Während nach der Völkerbundssatzung
die Frage , ob eine Friedensstörung vorliegt , in einem genau
geregelten Verfahren zu entscheiden und die Anwendung von
Zwangsmaßnahmen an bestimmte sachlich sestzusiellende Vor¬
aussetzungen geknüpft ist, würden nach dem in der fran¬
zösischen Note entworfenen System alle diese Entscheidungen
in die Hand einer Friedeuspartei gelegt sein- Ein solches
System würde die Friedensordnung nicht stützen und könnte
sogar die Gefahr ernster Verwicklungen herausbeschwören.

3. Nach Auffassung der deutschen Regierung würde zur
Verwirklichung der Grundgedanken der deutschen Denkschrift
der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund keine notwen¬
dige Voraussetzung sein. Die verb. Regierungen dagegen
sind ihrerseits der Austastung , daß der angeregte Sicherheits¬
vertrag nur denkbar sei, wenn Deutschland in den Völker-
bund eintrikt. Bei der großen Bedeutung , welche die deutsche
Regierung der Regelung der Sicherheitssrage beimißt , will
sie gegen die Verbindung der beiden Fragen keinen grund¬
sätzlichen Widerspruch erheben . Sie muß indes darauf Hin¬
weisen , daß die Frage des deutschen Eintritts selbst noch
sorgfältiger Klärung bedarf. Der Standpunkt der deutschen
Regierung in dieser Frage ist den verb. Regierimgen aus der
ihnen im September v. Is . überreichten Denkschrift, sowie
aus der deutschen Note an den Völkerbund vom 12. Dezem¬
ber v. Is . bekannt. Die in der französischen Note angeführte
Note des Völkerbundsrats vom 13. März d- I . hat die
Bedenken, die auf deutscher Seite gegen die Uebernahme der
Verpflichtungen , die aus Artikel 16 der Satzung geltend ge¬
macht worden sind, nicht aufgeräumt . Auch nach den Aus¬
führungen des Völkerbundsrats bleibt die Gefahr bestehen,
daß Deutschland als entwaffncter Staat , der von stark ge¬
rüsteten Nachbarn umgeben ist. der sich in zentraler Lage
befiudet und der in der Geschichte immer wieder Schonplatz
großer Kämpfe gewesen ist, bei dem Eintritt in den Völker¬
bund unbeschränkt der Verwickelung in kriegerische Streit¬
fälle dritter Staaten ausgescht sein würde.

Deutschland kann als Mitglied - es Völkerbunds erst dann
als gleichberechtigt netten, wenn seiner Abrüstung auch die
in der Völkerbundssahung und in der Einleitung zum Teil
5 des Versailler Vertrages vorgesehene allgemeine Abrüstung
folgt . Es muß deshalb , wenn der alsbaldige Eintritt Deutsch¬
lands in den Völkerbund ermöglicht werden soll, eine Lösung
gefunden werden , welche die Zeitspanne bis zur Verwirk¬
lichung der allgemeinen Abrüstung überbcückk. Die Lösung
nmftle sowoksi der besonderen militärischen und wirtschaft¬
lichen, Äs auch der besonderen geographischen Lage Deutsch¬
lands gerecht werden.

Soweit wegen der Einzelheiten noch Zweifel und Mei¬
nungsverschiedenheiten bestehen, werden auch sie zu über¬
winden sein, wenn die Regierungen das anzustrebende Ziel
fest iin Auge behalten und dem unerläßlichen Erfordernis
der Gleichberechtigung und Gegenseitigkeit Rechnung trauen.
Die deutsche Regierung glaubt deshalb , hoffen zu dürfen,
daß die weiteren Erörterungen zu einem festen Ergebnis
führen werden . Sie würde es lebhaft begrüßen , wenn diese
Erörterungen beschleunigt werden könnten, damit dem
dringenden Verlangen der Völker nach sicheren Bürgschaften
für die ruhige und friedliche Entwicklung, sowie für die Wie¬
derherstellung der durch den Krieg zerstörten normalen welt¬
wirtschaftlichen Beziehungen bald Genüge geschieht.

» »«-
Das Urteil der Presse über die deutsche Note

Berlin , 22. Juli . Die Blätter nehmen die Antwortnote
der Reichsregierung an Frankreich im allgemeinen nicht
ungünstig auf, es wird aber auch gewarnt , allzu große Er¬
wartungen daran zu knüpfen. Es wird anerkannt , daß die
Note den Vorschlägen Briands gegenüber immerhin die
wesentlichen Vorbehalte zum Ausdruck bringe , wenn aber
Deutschland gleichberechtigt in die Verhandlungen eintreten
solle, so sei es unbedingt nötig , daß vorher die Botschafter¬
noten über die Entwaffnung und das deutsche Luftfahrwesen
geregelt werden und daß die Verbündeten ihren vertrag¬
lichen Verpflichtungen hinsichtlich der Räumung des Kölner
Gebiets , das schon am 10. Januar hätte geräumt sein müssen,
Nachkommen. Dies hätte in der Note zum Ausdruck ge¬
bracht werden müssen.

Reaeftes vom Tage
Das Iollkompronstß abgeschlossen

Berlin . 22. Juli . In einer gemeinsamen Beratung der
De ^ reter der Regierungsparteien mit dem Reichskanzler ist
den Blättern zufolge gestern das Zollkompromiß abge¬
schlossen worden . Durch die Vereinbarungen ist eine Reihe
von Anträgen der Regierungsparteien zu den Agrar¬
zöllen  festgelegt worden . Die Mindestzölle  für
Getreide sollen fallen gelassen  werden . An ihre
Stelle treten autonome Zölle  in Höhe von 7 Mk. bis
7.50 Mk. Für die Vieheinfuhr  werden Min best  -
zölle  eingeführt , die über  den Vorkriegszöllen liegen.

Sozialdemokratischer Antrag auf Untersuchung der
Landwirtschaft

Berlin . 22. Juli . Die soz. Fraktion des Reichstags hat im
LandelsvoMschen Ausschuß einen Antrag eingebracht, in

dem die' Reichsregierung ersucht wird , in Form eines Gesetz¬
entwurfes ein umfassendes Programm für die Steigerung
der landwirtschaftlichen Erzeugung vorzuiegen . Der Antrag
verlangt u. a., daß landwirtschaftliche Zölle mindestens bin¬
nen eines Jahrs nicht eingeführt werden sollen. Spätestens
am 1. März soll der Reichstag einen Untersuchungsaus¬
schuß zur Prüfung der Landwirtschaft berufen, der aus
Reichstagsabgeordneten , Wissenschaftlern und Berusslaud»
wirten bestehen soll.

kleinliche Schikane
Darmftadt . 22. Juli . Die hessische Regierung und der

hessische Landtag folgten gestern einer Einladung der Stadt
Mainz zur Besichtigung ihrer Ausstellungen und der Ban¬
arbeiten am Mainzer Dom . Bei Ankunft des Zuges ließe»
die Franzosen alle Ausgänge des Mainzer Bahnhofs bi»
aus einen schließen und unterzogen die Angekommene«
gleichzeitig mit den übrigen Reisenden einzeln einer scharfen
Paßprüfung . Jeder Paß wurde hin und her gewendet , die
Stempel geprüft , Fragen gestellt und geradezu schikanös
verfahren . Davon waren selbst die Minister nuP ausge¬
nommen . Auf diese Weise dauerte es anderthalb Stunde »,
bis die letzten Abgeordneten durch die Sperre kamen, so
daß das vorgesehene Programm beträchtlich eingeschränkt
werden mußte. »

Hetze Wgm die bercksthe NÄr
Paris . 22. IM . Die Blätter der Richtung Pottxxne « .

die von der französischen Großindustrie beeichluht zu sei»
scheinen, wenden sich ziemlich scharf gegen die deutsche Rote.
Der „Eclair " schreibt, es sei unverständlich, daß man in der
Regierung auch nur von ei»« » guten WNleu der deutsche«
Regierung frechen könne. „Echo de Paris " verlangt , Man
solle die ganze BertragsgeWchte verschonÄ>err lassen, für
Frankreich werde doch nichts Gutes herauskommen.

Im Außenministerium soll bereits eine Erwiderung
ans die deutsche Rote aufgesetzt worden sein, di« nach Berst«
gesandt werden soll, sobald sie den Verbündeten betao » t-
gegeben und von diesen gebilligt sein wird.

Die AbrSstungssrage
Paris , 22. Juli . Der Londoner Berichterstatter des

„Petit Journal " schreibt, in London habe man besonders
bemerkt, daß die deutsche Antwortnote erkennen lasse,
Deutschland werde alle Anstrengungen machen, um Äe
Frage der allgemeinen Abrüstung in Fluß zu bringen.

Die „Verskändigungsbereikwilligkeik" Frankreich
Paris , 22. Juli . Havas verbreitet , Briand habe sich seine

persönliche Stellungnahme zur deutschen Note Vorbehalten,
er weise aber daraus hin, daß Frankreich schon durch die
Räumung des Ruhrgebiets  seine Verständigungs¬
bereitwilligkeit habe zeigen wollen . — Das soll wohl heißen,
daß die selbstverständliche Räumung des überfallenen Ruhr¬
gebiets schon Entgegenkommen genug sei, um Deutschland zur
Annahme der Brian - scheu Forderungen zu verpflichten?

Zu Pressevertreter! äußerte sich Briand , die deutsche Rote
enthalte Vorbehalte , die dos Zustandekommen des Sicher-
heitsoertrags ernstlich in Frage stellen würden , wenn sie
von Deutschland ausrechterhalten werden sollten.

Die Regelung - er Kriegsschulden
Paris , 22. Juli . Zwischen Finanzminister Caillaux

und Außenminister Briand  und verschiedenen Beamten
der beiden Ministerien fand gestern eine lange Besprechung
über die Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen mit Lon¬
don und Washington über die Regelung der Kriegsschulden
statt. Die Verhandlungen in London scheinen ins Stocken
geraten zu sein, da England nicht zugeben will , daß die fran¬
zösischen Zahlungen eingestellt werden dürfen, sobald Deutsch¬
land mit ŝeinen Entschädigungsleistungen nach dem Dcnvss-
plan im Verzug bleibe. Nach Washington soll im September
eine Abordnung unter Franclin Bouillon gesandt werden,
Caillaux sebft wird aber gleichfalls nach Amerika reife».

Die Krieg in Marokko
Paris . 22. Juli . General Na ulin  ist in Casablanca

eingetroffen . Marschall Petain ist von Fez nach Ta,za ab¬
gereist.

Im spanischen Gebiet sollen starke Abteilungen von Rft-
kabylen festgestellt worden sein, deren Führer angeblich euro¬
päische Uniformen tragen . Man vermutet einen Angriff aH
Ouezza. Die Kabylen stehen 12 Kilometer vor Taza . Ae
ersten Truppenairsgevote des Sultans Mulay Justus haben
in den Kamps eiikgcgriffen, sie sind aber den Truppen Abü
e< Krims nicht ebenbürtig . (Wahrsckieinlich sind sie aber auch
nicht darauf versessen, für Frankreich die Kastanien aus dem
Feuer zu holen. D. Schr.) Die .Kabylen bearbeiten die
Stämme für den Abfall . Abd el Krim läßt , wie es scheint,
im Gebirge verschanzte Stellungen anlegen , die fast unan-
greifbar sind-

Die Londoner „Daily News " berichten, ein französisches
Kanonenboot sei am letzten Freitag , als es am Busen non
Alhucemas vorüberfuhr , von schwerer Artillerie der Rif-
kabylen beschossen worden . Die Geschütze seien von euro-
päischen Artilleristen bedient gewesen.

Die Lage m Ehina
kanion , 22. Just . Der englische Konsul forderte Nr m

der Stadt Wuch 0 w lebenden britischen Staatsangehöriaen
"ft!' wegen des scharfen Boykotts die Stadt zu verlassen. An
me Engländer und an das im Hafen liegende amerikaniscke
Kanonenboot werden von den Chinesen keine Lebensmittel
mÄ>r verkauft.

Die japanische Regierung hat de« amerikanischen Vor-
Mag , eine Konferenz zur Regelung der chinesischen Zoll-
Mge mch der Aufhebung der Fremdenvorrechte abzu-
halten, angenommen.
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Kalkutta, 22. Juli . Der indische Volksführer Gandhi
erhielt aus Kanton ein Telegramm, das unterzeichnet ist
„Der Beauftragte für Auswärtige Angelegenheiten der na-
lionalen Regierung ". Das Telegramm zählt die bekannten
Beschwerden Chinas auf und fordert die Aufhebung der
Fremdenvorrechte und der fremden Gerichtsbarkeit, die
der Hauptgrund des eifersüchtigen Wettbewerbs der frem¬
den Staaten untereinander seien. Wenn diese Vorrechte
nicht abgeschafft werden, so werden sie in einigen Jahren
einen neuen Weltkrieg  im Gebiet des Willen Welt¬
meers entfesseln.

Deutscher Reichstag
Aeichsversorgungsgeseh

Berlin , 22. Juli.
98. Sitzung. Rach dem allen Recht wurden für die

Kriegsopfer bisher 960 Millionen Mark jährlich vom Reich
mrsbezahll. Der Vorschlag der Regierungsparteien erhöht
Sie Summe um 100 Millionen ständiger und 50 Millionen
einmaliger Ausgaben . Abg. Roßmann (Soz .) erklärt die
Summe für viel zu gering. Wir , die wir im Felde waren,
Dissen die Forderungen zu würdigen. Redner empfiehlt den
krhöhsngsantrag der SoOaldemonratie.

Abg. Gehrio (Ztr .) bedauert, daß es nicht möglich
gewesen sei, alle Parteien auf einer mitÜeren Linie zu ver¬
fügen und daß die Sozialdemokratie auf unerfüllbaren
Forderungen beharre . Wenn ihr Antrag durchgeführt
Würde, so müßten dieSteuern geradeverdoppelt
werden . Die Behauptung , daß der Vorschlag der Regie¬
rungsparteien die Offiziere bevorzuge, sei falsch. Gerade
« « gekehrt, bisher seien die Versorgungsbeträge auf dem
Dienstgrad aufgebaut gewesen, während die jetzige Art weit
HoFicher und für die Mannschaften günstiger sei- Mehr könne
vorläufig nicht geschehen.

Reichsarbeitsminister Dr. Braun  erklärt , die Regie¬
rung habe sich von dem Grundsatz leiten lassen: je größer
E-ie Rot , desto mehr Fürsorge . Auch die Berufsfürsorge für
Kriegsbeschädigte müsse berücksichtigt werden. Ein Viertel
oller Einnahmen des Reichs werde für die Kriegsbeschädig¬
te« verwendet.

Abg. Budjuhn (Dntl .) beklagt, daß die Sazialdemo-
katie eine wahre Volkssache durchaus zu einer Parteisache
stempeln wolle. Roßmann habe kein Recht, sich zu Kriegs¬
teilnehmern zu zählen, er habe während des ganzen Krieges
«uf einer Stuttgarter Schreibstube gesessen.

Der sozialdemokratischeAntrag wird darauf mit 19/
gegen 169 Stimmen abgelehnt, der Entwurf in dritter
Lesung angenommen.

Um 10 Uhr abends wird noch die erste Lesung des
Uniformgesetzes  wieder ausgenommen. Es entsteht
wieder ein solcher Lärm , bei dem eine Anzahl Ordnungs¬
rufe  verhängt werden, daß um 11 Uhr die Beratung
wieder abgebrochen wird, ohne daß es zu einer sachlichen
Aussprache gekommen wäre.

Die außenpolitische Aussprache
99. Sitzung. Am Regierungstisch: Reichskanzler Dr.

Luther, Außenminister Dr . Stresemann , Iustizminister Dr-
Franken.

Einziger Gegenstand ist die außenpolitische Aus¬
sprache,  die mit verschiedenen Ergänzungsetats verbün¬
de« ist.

Außenmniister Dr . Stresemann  erinnert einleitend
an seine Reichstagsrede vom 18. Mai und an die Erörterung
der Sicherheitsfräge. Er habe die grundsätzliche Einstellung
der Reichsregierung in dieser Frage damals dahin gezeichnet,
daß eine Lösung ohne Deutschland  eine Lösung g e -
zen Deutschland sein, würde. 5n der französischen Note ist
bereits der Versuch gemacht, im einzelnen auf die Frage
einzugehen. Rur durch eine sachliche Darlegung unserer
Grundgedanken konnte die Frage weitergebracht werden.
Das Ziel der Erörterungen ist der Vertrag mit Deutschland.
Welche Mächte sich im einzelnen vielleicht noch weiter daran
beteiligen, ist noch nicht zu übersehen. Den Kernpunkt des an-
zesirebten Vertragswerks bildet der westliche Sicherheits-
oerlraa . Dazu kommt der Ausbau des Systems der Schieds¬
gerichtsverträge. Wichtige maßgebende Einzelpunkte sind noch
ungeklärt, darunter besonders die Ausgestaltung des Sicher-
hcitsverkrags im einzelnen, die Schiedsgerichts ver¬
trage  und die Stellung Deutschlands zum Völker¬
bund.  Ungeklärt ist auch das Verhältnis des Sicherheits¬
vertrags zu den Bestimmungen des Versailler Ver¬
trag  s und des R h e i n l a n d a b k o m m e n s. Wir hoffen,
daß unsere sachliche Kritik wesentlich zur Klärung der Dinge
beitragen wird. Die Darlegung des deutschen Standpunkts hat
in Paris und in London volle Würdigung  gefunden
und wir dürfen uns der berechtigten Hoffnung hingeben, zu
einem festen Ergebnis zu gelangen. In dieser Tatsache be¬
stärkt uns die bedeutungsvolle Tatsache der Räumung
des Auhrgebiets  noch vor dem  vertragsmäßigen
Zeitpunkt . Mit Gennugtuung muß festgestellt werden, daß
die französische und belgische Regierung damit ihren guten
Willen  gezeigt haben. Zustimmung bei den Regierungs¬
parteien .) ^

Es sind Zweifel aufgetaucht, ob die Räumung der San k-
tionsstädte  ebenfalls erfolgen wird . Ich habe niemals
daran gezweifelt, daß die Verbündeten ihre in London über¬
nommenen Verpflichtungen auch in dieser Beziehung er¬
füllen. Nach London war ein starker Zustand der Ent¬
spannung der öffentlichen Meinung festzustellen. Aber die
Richträumung der nördlichen Rheinlandzone, die am 10.
Januar erfolgen sollte, hat diese Entspannung wieder zurück-

' treten, lassen. Selbst die noch offenen Rechtspunkte der Ent-
watfnungsnote boten keinen Grund für die weitere Besetz¬
ung der 'Rheinlandszone . Die Reichsregierung hat niemals
einen Zweifel daran gelassen, daß sie die schweren Ver¬
pflichtungen der Entwaffnungsbestimmungen Vertrags
mäßig zu erfüllen -bereit war . Wir können aber nicht über
das hinaus leisten, was im Versailler Vertrag niedergelegt
ist. Das ist die selbstverständlicheGrenze. Der Versailler
Vertrag darf nicht aus die Dauer einseitiger Auslegung von
einer Vertragsseite unterworfen sein. (Lebh. Zustimmung).

Württemberg
-Stuttgart , 22. Juli . Denkmal der Kaiser

Friedrich - Musketiere.  Um die Erinnerung an das
stolze Infanterieregiment Kaiser Friedrich, an die alten
Siebener , für alle Zeiten wachzuhalten, planen die ehe¬
maligen Angehörigen des Regiments in der alten Garnison-
stadt Stuttgart ein Denkmal zu errichten, das der Erinne¬
rung an die geschichtlichen Taten des Regiments, wie auch,
dem Andenken seiner Gefallenen gewidmet sein soll. Das
Denkmal soll an der Rotebühlkaserne. Ecke Herzogstraße.

Ragolder Tagblatt »Der Gesellschafter-
seine Aufstellung finden. Ein in Bälde auszuschreibender
Wettbewerb soll über die künstlerische Gestaltung des Denk¬
mals, das man im Frühjahr 1926 enthüllen zu können
hofft, entscheiden. Der Denkmalsausschuß bittet, durch Geld¬
spenden mitzuhelfen, daß Stuttgarts und des Vaterlandes
Dankbarkeit für die alten ruhmreichen Siebener in einem
würdigen Denkmal auch im Gedächtnis kommender Zeiten
und Geschlechter fortlebt. Spenden für das Denkmal wollen
an die Stuttgarter Bank, Stuttgart , Rotestraße, zu Gunsten
des Denkmalsausschusses Kaiser Friedrich eingesandt werden-

70. Geburtstag . Der Direktor der ehemaligen Tierärzt¬
lichen Hochschule in Stuttgart , Prof . Dr. v. Sußdorf,
feiert am 24. Juli den 70. Geburtstag . Die Hochschule wurde
einem Beschluß des Landtags zufolge 1912 aufgelöst.

Reichsarchivzweigstelle. Der Präsident des Reichsarchivs
in Potsdam , Ritter Mertz von Quirnheim, wird am 28. ds.
Mts . die Reichsarchivzweigstelle Stuttgart (Leiter Oberst¬
leutnant a. D. v. Haldenwang) zum erstenmal seit ihrer Er¬
richtung am 1. April 1921 besichtigen. Die Zweigstelle wird
aus allen Kreisen der Bevölkerung, insbesondere von den
Angehörigen des alten Heeres, stark in Anspruch genom¬
men. Im ersten Jahr ihres Bestehens hat sie über 20 000
Auskünfte auf Anfragen aus dem ganzen Deutschen Reich
erteilt.

.Das Schwäbische Land". Die Besucherziffer am Samstag
und Sonntag ist zusammen bereits auf 22 000 gestiegen.

Der Rosengarten. Der frühere königliche Privatgarten
am Residenzschloß, der zu der Gartenbau -Ausstellung im
vorigen Jahr zugezogen worden war , ist nun in einen Rosen¬
garten mit erlesenen Sorten umgewandelt worden, wie es
deren nur noch wenige in Deutschland gibt. Die Anlage ist
eine Stiftung der württembergischen Gärtnerschaft. Die Ro¬
sen stehen zur Zeit in voller Blüte und bieten dem Kenner
und jedem Blumenfreund hohen Genuß . Kein Besucher
Stuttgarts sollte versäumen, den Rosengarten zu sehen.

Neues Hotel. Gegenwärtig wird das neue Hotel
„Württembergs !- Hof" Ecke Schiller- und Alleenstraße,
gegenüber dem Hauptbahnhof eingerichtet. Das Hotel ge¬
hört der Brauerei Dinkelacker.

kärntnerbesuch. Aus Villach treffen am Donnerstag 40
Turner und Turnerinnen auf einer Deutschlandfahrt, die der
Werbung für den Anschluß gilt, in Stuttgart ein. In ' der
Ausstellung „Das Schwäbische Land" findet am Freitag ein
deutsch-österreichischer Abend mit älplerischen Vorführungen
statt.

Arbeitseinstellung in der süddeutschen Landwirtschaft.
Nach einem Stuttgarter Blatt ist auf einer Anzahl größerer
Güter seitens der Landarbeiterschaft die Arbeit eingestellt
worden wegen Nichtanerkennung des vom Schlichtungsaus¬
schuß Stuttgart gefällten Schiedsspruchs durch die landwirt¬
schaftlichen Arbeitaeber . Die Arbeitseinstellungen scheinen
auch auf andere Güter in Württemberg und Baden über¬
zugreifen.

Niis dem La?idk
Beillkein OA. Marbach, 22. Juli . Eigenartiger

Weg eines Blitzes.  Bei einein schweren Gewitter
schlug der Blitz in den Turm unserer alten Kirche auf dem
Berg (Langhans ) ein und zersplitterte einen Balken des
Glockengerüsts, jedoch obns zu zünden. Von da nahm er
seinen Weg an den Drähten der Uhrhämmer entlang ab¬
wärts in den ein Stockwerktiefcr gelegenen Uhrkasten der
Turmuhr . In diesem schweißte er an einer dünnen Kette
einige Gelenks zusammen, sprengte die Tür des Kastens
auf und fuhr durch den Bretterboden zur Erde.

3ngelfingen. OA. Künzelsau, 22. Juli . Ertrunken.
De: 18jährige Sohn eines Zimmermanns aus Wildbad,
der bier beschäftigt ist, ging unmittelbar nach dem Mittag¬
essen. zum Baden im Kocher. Er ging in sehr erhitztem
Zustand ins Wasser und fiel infolge eines Herzschlags sofort
tot um.

Garnberg . OA. Künzelsau, 22. Juli . Zu Tod ge¬
drückt.  Beim Führen von Lebm mit einem zweirädrigen
Wagen wollte auf abschüssiger Strecke Ziegeleibesitzer Karl
Löhlein halten. Es brach aber die Deichsel und Löhlein
wurde von dem Wagen und der Ladung zu Tod gedrückt.

Reichenbacha- d. F „ 22. Juli . Unter den Rädern.
Ein Arbeiter der Firma Lutz in Plochingen, die gegenwärtig
den Bahnkörper bei Reichenbach a. Fils im Auftrag der
Reichsbahn herrichtet, wurde dort von dem Münchner
Schnellzug überfahren . Er war sofort tot. Der Verunglückte
ist Vater von 6 Kindern.

Urach, 22. Juli . Tagung der Ortsvorsteher.
Die Vereinigung württ . Ortsvorsteher hat hier unter Vorsitz
des Abg. Rath -Lustnau ihre Landesvsrsammlung abgehal¬
ten. Die Vereinigung zählt 1700 Mitglieder . Besonders
bemerkenswert war ein Vortrag von Stadtschultheiß Lam-
parter -Lauffen über die Anwendung kaufmännischer Grund¬
sätze in der Gemeindeverwaltung.

Urach, 22. Juli . Sonderzüge zum Schäferlauf.
Anläßlich des Schäferlaufs m Urach werden am Samstag,
den 25. Juli , einige Sonderzüge von Tübingen ausgeführt.

TNünsingen, 22. Juli . Zusammenstöße.  Zwischen
Seeburg und Münsingen streifte ein Radfahrer einen Motor¬
radfahrer . Letzterer stürzte und blieb längere Zeit hilflos
liegen. Der Radfahrer suchte mit seinem Begleiter das
Weite. In Auingen stießen beim „Ochsen" zwei Radfahrer
auseinander. Der eine, von Tailfingen gebürtig, mußte
bewußtlos vom Platz getragen werden.

Neuenbürg , 22. Juli . Mutwillen.  In angeheitertem
Zustand sprang in der Wildbaderstraße der 30jährige
Malergehilfe Richard Kauß von dem Gehweg auf die Straße
in der Absicht, ein in ruhiger Fahrt daherkommendes Auto
durch Hochhalten der Hände aufzufangen . Infolge der
Dunkelheit und der kurzen Entfernung ging das Auto über
ihn hinweg und fuhr weiter. Kauß zog sich eine Ausrenkung
des Oberschenkels und Quetschungen zu und mußte ins Be¬
zirkskrankenhaus verbracht werden.

Ebingen, 22. Juli . Brennende Straße.  Die vor
etwa 8 Tagen neu angeschaffte Teermaschine geriet, wohl
infolge einer Ueberhitzung des Kessels, in Brand . In we¬
nigen Augenblicken brannte die ganze frisch geteerte Straße.
Die Maschine dürfte durch den Brand unbrauchbar gewor¬
den sein.

Giengen a. Br ., 22. Juli . Schlimme Jugend.  Drei
von auswärts zugezogene junge Leute vergnügten sich nachts
damit, eine Menge Fensterscheiben einzuwerfen, einen Gar¬
tenzaun einzureißen und sonstigen schweren Unfug zu ver¬
üben. Die Polizei hatte große Mühe, die Unholde hinter
Schloß und Riegel zu bringen.

Aus Stadt und Land
Nagold , den 23. Juli 1925.

Wer die Welt vernünftig änsieht, den sieht auch
sie vernünftig an. Hegel.

Dienstrrachrichten.
Pfarrer Widmann  in Gültlingen, Del. Nagold, ist

seinem Ansuchen gemäß durch Entschließung des Herrn Kirchen¬
präsidenten in den Ruhestand versetzt worden.

Die Ministerialabtlg. für Bezirks- und Körperschaftsver¬
waltung hat bestätigt: die Wahl des Landwirts und Gemeinde¬
rats Friedrich Sattler  in Oberjesingen, Oberamts Herrenberg,
und die Wiederwahl des Schultheißen Friedrich Braun  in
Deckenpfronn, Oberamts Calw , zu Ortsvorstehern dieser
Gemeinden.

Der neue Steuerabzug . Die Regierungsparteien Habs»
den neuen Steuerabzug im Einkommensteuergesetzwie folgt
zur Regelung vorgeschlagen: 1. Vom Arbeitslohn bleiben für
den Arbeitnehmer a) 600 Reichsmark jährlich (30 -4t monat¬
lich, 12 -4t wöchentlich) als steuerfreier Lohnbetrag, b) 180-ti
jährlich (15 -.tt monatl., 3.60 -4t wöchentl.) zur Abgeltung der
zur Abgeltung der Werbungskosten vom Steuerabzug frei. 2.
Sonderleistungen, c) 180 -4t jährl. (15 -4t mt!., 3.60 -4t wöch.)
Außer den in Absatz 1 bezeichnetsn Beträgen bleiben für die
zur Haushaltung des Arbeitnehmers zählende Ehefrau , so¬
wie für die zu seiner Haushaltung zählenden minderjährigen
Kinder folgende Beträge vom Steuerabzug frei : I. für die
Ehefrau 90 „4t jährlich (7.50 -4t monatlich, 1,75 -4t wöchent¬
lich); II. für das erste Kind 120 -4t jährlich (10 --kt monat¬
lich, 2,40 „tt wöchentlich) Hk. für das zweite Kind 240 tt
jährlich (20 ,4t monatlich, 4.80 -4t wöchentlich): IV. für das
dritte Kind 360 -4t jährlich (30 „tt monatlich, 7.20 -4t wöchent¬
lich); V. für das vierte Kind 480 -4t jährlich (40 -4t monatlich,
9,60 -4t wöchentlich): VI. für das fünfte Kind und das fol¬
gende Kind 600 „kt jährlich (50 -4t monatlich, 18 -4L wöchent¬
lich). Kinder im Alter von mehr als 18 Jahren , die Ein¬
künfte beziehen, werden nicht gerechnet. 3. Von dem die
steuerfreien Beträge (Absatz 1, 2) übersteiasnden Arbeits¬
lohn hat der Arbeitgeber bei jeder Lobnzalllung einen Be¬
trag von 10 v. H. für Rechnung des Arbeitnehmers als
Steuer einzubehalten.

Was sind Gemeinden 2. und 3. Nasse? Der Württ . Land¬
tag hat, wie berichtet, am Samstag einen Antrag angenom¬
men, die Wohnungszwangswirtschaft in Gemeinden 2. und
3. Klasse aufzuheben, jedoch unter Beibehaltung eines an¬
gemessenen Mieterschutzes in Gemeinden mit Wobnungsnot.
Gemeinden 2. Klasse sind solche mit 1—4000 und Gemeinden
3. Klasse solche bis zu 1000 Einwohnern . ^

Kündigung des Lohnvsrlrags bei der Reichsbahn. Nach
längeren Verhandlungen ist von den Eisenbahnergewerkschcif-
ten beschlossen worden, den mit der Hauptverwaltung der
Reichsbahn beschlossenen Lohnvertrag zum 31. August zu
kündigen.

Die Birne . Die ersten noch grünen und kaum reifen
Vertreter dieser köstlichen Frucht beginnen i.n diesen Tagen
das Bild der auf dem Markt feilgebotenen Früchte zu be¬
leben. Bis sie recht schmackhaft und saftig sind, braucht es
allerdings immer noch einige Zeit . — Der Name der Birne,
althochdeutsch Pira , geht auf das lateinische Pirus zurA
'schon im frühen Altertum hat die Birne besonders bei kn
Römern , aber auch im Orient bei den Persern , sorgfäkM
Pflege gefunden, und es ist anzunehmen, daß bei letzteren
die Birnenkultur schon vor Alexander d. Gr . eine HM
Blüte erreicht hat . Von der „balsamischen" Birne sprÄt
auch Homer in der Odyssee, wie die Birne überhaupt in
Griechenland sehr geschätzt wurde. Nach dem Römer Pli-
nius kannte man zu jener Zeit bereits 35 verschiedene Sor¬
ten. deren Namen auf griechisck's, syrische, ägyptische und
spanische Herkunft verweisen. Bei den Germanen galten
kräftig entwickelte, hohe Birnbäume als heilige Sinnbilder,
und mit ihrer Verehrung waren zahlreiche, religiös ge¬
färbte Gebräuche verbunden, zu denen später u. a. auch
Schatzgräbersagen hinzutraten . Derartige Sagen , die oft
sehr weit zurückgehen und sich teilweise mit Ereignissen
unserer vaterländischen Geschichte verknüpft haben, sind noch
heute in verschiedenen Gegenden Deutschlands anzutreffen.

Das „teure" Deutschland! Man schreibt uns : Wir haben
in letzter Zeit oft gehört, daß in Deutschland zu reisen jetzt
viel zu teuer sei, und daß in anderen Reiseländern das
Leben nicht so viel koste wie bei uns seit der festen Mark.
Die Lust, ins Ausland zu reisen, die durch die Sperrung der
Grenzen ein Jahrzehnt hindurch künstlich zurückgedrängt
wurde, und die jetzt wieder mit verdoppelter Stärke sich
betätigen will, wird durch die Berichte von dem „teuern"
Deutschland und dem viel billigeren Ausland natürlich noch,
zesördert. Wer nun selbst eine Auslandreise unternommen

ad also Erfahrungen gemacht hat, der muß, um der Wahr¬
et! die Ehre zu geben, doch offen sagen, daß die Reden
nd Gerüchte von dem „billigen" Ausland und dem „teuern
Deutschland eben nichts als bloße Reden und Gerüchte sino-
ich komme aus der Schweiz, wo ich nahezu vier Wochenm
erschiedenen der bekanntesten Kurorte war , in Luzern.
Zitznau, Jnterlaken , Wengen. Ich wohnte hier m guten
ürgerlichen Hotels und Pensionen , keineswegs m Hoteis
rsten Rangs , und zahlte für mich und meine Frau an
Pension im Juni , in der Vorsaison, nirgends unter ^
franken, d. h. also für jeden 13 Franken oder 10.50  Man
ohne .Trinkgeld). In einem erstrangigen Hotel in Bltznar
an Vierwaldstätter See , kostete die Pension im billigste-
einfachen) Zimmer 32 Franken , also 16 Franken für °'°
Lerson oder 13 Mark . Ich fuhr dann durch SuddeutschlaM
lach Berlin zurück und blieb noch ein paar Tage m -rege -
ee und in München. In Tegernsee kostete die Pension-
inem guten bürgerlichen Hotel 9 Mark , in München zäh
ck, in einem sehr guten Hotel 8 Mk. Die Schweiz ist zmzm
licht billiger und Deutschland ist heute nicht mehr teure
ils das Ausland.

Frist-Maus für die allen Frachtbriefe Die Frist A dm
lufbrauch der für den deutschen Verkehr bestimmten FE
«riefe im Ausmaß von 380 X 300 Millimeter, die M
nehrere Male verlängert worden ist, ist mit dem 30.
925 endgüiltig abgelaufen. Eine nochmalige Verlange »
st nicht zugestanden worden. Es dürfen also sttzt nur
sie seit dem 1. Juni 1923 eingefiihrten Frachtbriefe nn Ai-
naß von 420 X 297 Millimeter verwendet werden.

Denn man keine Zeitung liest. Wollte da letzthin ett-
Nann verreisen. Er bestellte seine Karte und will z b-
Oer Schalterbeamte schiebt ihm seinen Geldschern wied-r Z
:ück mit dem Bemerken, das ^ eld -st abgelaufen ^

Mnnn fällt vor Schreck fast um uno n -
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